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Drucksache VI/1670 


Der Bundesminister 
für 

Jugend, Familie und Gesundheit 


Bonn-Bad Godesberg, den 30. Dezember 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wohnraum für Studenten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Martin, 
Frau Dr. Walz, Dr. Gölter, Lenzer, Schulte (Schwäbisch 
Gmünd), Weber (Heidelberg) und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/ 1622 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen, dem Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft und dem Bundesminister für Städtebau und *" 
Wohnungswesen wie folgt: 


1. Wie viele Wohnheimplätze sind z. Z. für Studierende an Hoch- 
schulen, Pädagogischen Hochschulen, Ingenieurschulen, Kunst- 
hochschulen und Musikhochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland vorhanden, und wie viele Wohnheimplätze wären 
erforderlich, um wenigstens für 30% der Studierenden Wohn- 
heimplätze zur Verfügung stellen zu können? 


Im Bundesgebiet und Westberlin sind zur Zeit rd. 57 000 Wohn- 
heimplätze für Studierende an den genannten Bildungseinrich- 
. tungen vorhanden. Um wenigstens für 30 °/o der Studierenden 
Wohnheimplätze zur Verfügung stellen zu können, wären 
- ausgehend von der zuletzt im Jahr 1969 festgestellten Studen- 
tenzahl von 475 000 Studierenden - insgesamt 142 500 Wohn- 
heimplätze erforderlich. 


2. Wie groß wird angesichts der wachsenden Studentenzahlen vor- 
aussichtlich der Fehlbedarf an Studentenwohnheimplätzen im 
Jahre 1973 sein, wenn man davon ausgeht, daß wenigstens für 
30 % der Studierenden Wohnheimplätze zur Verfügung stehen 
sollten? 

Im Jahr 1973 wird voraussichtlich mit annähernd 600 000 Studie- 
renden zu rechnen sein, so daß bei einer angestrebten Unter- 
bringungsquote von 30% insgesamt 180 000 Wohnheimplätze 
vorhanden sein müßten. Wie zur Frage 1 dargelegt, sind der- 
zeit rd. 57 000 Plätze vorhanden; weitere rd. 4300 befinden sich 
noch im Bau und werden im Laufe des Jahres 1971 fertiggestellt 
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sein, so daß zum Wintersemester 1971/72 rd. 61300 Plätze zur 
Verfügung stehen werden. Unter Berücksichtigung von Bau- 
kosten in Höhe von 25 000 DM/Platz können mit den im mehr- 
jährigen Finanzplan vorgesehenen Haushaltsmitteln bis 1973 
weitere rd. 10 500 Plätze geschaffen werden. Ende 1973 würden 
also rd. 71 800 Plätze zur Verfügung stehen. Das dann be- 
stehende Unterbringungsdefizit würde so gesehen rd. 108 000 
Plätze betragen. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß selbst sogenannte finanz- 
starke Länder wie Baden-Württemberg auf Grund ihrer Finanz- 
ausstattung in ihrer mittelfristigen Finanzplanung bis 1973 noch 
nicht einmal 10°/o der Mittel einstellen können, die nötig sind, 
um wenigstens für 30 % der Studierenden Wohnheimplätze zu 
errichten? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in mehreren Ländern - so 
auch in Baden- Württemberg - Schwierigkeiten bei der Einstel- 
lung höherer Haushaltsmittel im Rahmen der mehrjährigen 
Finanzpläne bis 1973 bestehen. Im übrigen wird darauf hinge- 
wiesen, daß sich die Länder bei der Veranschlagung ihrer Zu- 
schußmittel bisher stets an den Haushaltsansätzen des Bundes- 
jugendplans orientiert haben. Demgegenüber stellen die Länder 
im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues z. T. höhere Dar- 
lehensmittel zur Verfügung als der Bund. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß als Folge hiervon in 
vielen Universitäten z. Z. über ein Drittel der Studenten zwi- 
schen ihrem Wohnort und dem - bis zu 80 km entfernten - 
Studienort täglich hin- und herpendeln und damit die Studien- 
zeiten dieser Studenten in aller Regel notgedrungen eine Ver- 
längerung erfahren? 

Es trifft nicht zu, daß z. Z. über ein Drittel der Studenten zwi- 
schen Wohn- und Studienort täglich hin- und herpendelt. Wie 
eine vom Deutschen Studentenwerk im Jahr 1968 durchge- 
führte, im November 1969 veröffentlichte Erhebung über das 
soziale Bild der Studentenschaft zeigt, wohnte in den letzten 
15 Jahren ein fast gleichbleibender Teil der Studierenden am 
Hochschulort selbst, nämlich rd. 80,0 °/o. Nach den vorliegenden 
Ergebnissen hat sich die Annahme, mit der wachsenden Zahl der 
Studierenden müßte auch ein zunehmender Teil der Neuimma- 
trikulierten in Quartiere außerhalb der Studienorte ausweichen, 
nicht bestätigt. Es erscheint auch nicht richtig, davon auszu- 
gehen, daß die tägliche An- und Abfahrt in der Regel eine Ver- 
längerung der Studienzeit notwendig zur Folge hat. Hierbei 
wird nicht verkannt, daß der auftretende Zeitverlust eine erheb- 
liche Erschwerung für die Durchführung des Studiums mit sich 
bringt. 


5. Was hat die Bundesregierung bisher getan, um diese Notlage zu 
mindern? 
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Die Bundesregierung hat die Ansätze für den Studentenwohn- 
raumbau in den Einzelplänen des Bundesministeriums für 
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Jugend, Familie und Gesundheit unu des Bundesministeriums 
für Städtebau und Wohnungswesen von 1970 auf 1971 erheblich 
heraufgesetzt. Während 1966 = 11,9 Mio DM, 1967 = 14,2 Mio 
DM sowie 29,5 Mio DM Darlehensmittel im Rahmen der beiden 
Konjunkturprogramme, 1968 = 9,0 Mio DM, 1969 = 11,0 Mio 
DM und 1970 = 13,0 Mio DM zur Verfügung standen, sieht der 
Haushaltsplanentwurf 1971 im Rahmen des Bundesjugendplans 
ein Förderungsvolumen von 32,0 Mio DM vor. Der Bundesmini- 
ster für Städtebau und Wohnungswesen hat für das Haushalts- 
jahr 1971 Förderungsmittel in Höhe von 20,0 Mio DM vorge- 
sehen, nachdem ein gleichhoher Ansatz im Haushaltsjahr 1970 
vom Parlament aus konjunkturpolitischen Gründen auf 10,0 Mio 
DM reduziert wurde. 


6. Welche langfristige Konzeption für die Bereitstellung von 
Wohnraum für Studenten vertritt die Bundesregierung ange- 
sichts ihres im Bildungsbericht enthaltenen Zieles, bis 1980 die 
vorhandene Kapazität im Gesamthochschulbereich zu ver- 
doppeln? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, um eine bessere Abstimmung 
zwischen dem Ausbau der Ausbildungskapazität einerseits und 
dem Studentenwohnraumbau andererseits zu erreichen, den 
Studentenwohnraumbau in die gemeinsame Planung des Hoch- 
schulausbaues von Bund und Ländern einzubeziehen. Dabei soll 
„gemeinsam mit den Ländern eine stärker am Bedarf orientierte 
langfristige Planung des Studentenwohnraumbaus entwickelt 
werden. 


7. Welche kurzfristigen Maßnahmen hält die Bundesregierung für 
erforderlich? 


Unabhängig von den sonstigen Maßnahmen der Länder, Ge- 
meinden, Studentenwerke und anderer gemeinnütziger Träger 
zur Verbesserung der Wohnsituation der Studenten sieht der 
derzeit geltende Finanzplan des Bundes für Studentenwohn- 
heime folgende Forderungsbeträge im Rahmen des Bundes- 
jugendplans vor: 


= 32,0 Mio DM 

= 32,0 Mio DM 

= 35,0 Mio DM 

= 40,0 Mio DM. 


a) Haushaltsjahr 1971 

b) Haushaltsjahr 1972 

c) Haushaltsjahr 1973 

d) Haushaltsjahr 1974 

Daneben treten die nicht unerheblichen Förderungsmittel des 
Bundesministeriums für Städtebau und Wohnungswesen im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaues. 

Die Bundesregierung wird bei Fortschreibung der mehrjährigen 
Finanzplanung prüfen, ob im Rahmen der finanziellen Möglich- 
keiten des Bundes weitere Mittel bereitgestellt werden können. 


In Vertretung 

Heinz Westphal 
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